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See the notice on TED website

730935-2023 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen von Ingenieurbüros – Vergabe von Planungsleistungen für den 
Neubau eines RRB und der Ertüchtigung eines Pumpwerks an der Teichstraße
/Subbelratherstraße, Köln
OJ S 232/2023 01/12/2023
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
E-Mail: vergabestelle@steb-koeln.de
Rechtsform des Erwerbers: Von einer lokalen Gebietskörperschaft kontrollierte Einrichtung 
des öffentlichen Rechts
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Umweltschutz

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: Vergabe von Planungsleistungen für den Neubau eines RRB und der Ertüchtigung eines 
Pumpwerks an der Teichstraße/Subbelratherstraße, Köln
Beschreibung: Die Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR (StEB Köln) planen zur Ergänzung 
des Kanalsystems an der Teichstraße/Subbelratherstraße die Errichtung eines unterirdischen 
Regenrückhaltebeckens (RRB). Originäres Ziel der Maßnahme ist die Sicherstellung der 
Entwässerung des Tiefpunktes der Subbelratherstraße im Starkregenfall. Eine neu zu 
errichtende Gefällerinne soll zukünftig einen Teil der Regelentwässerung der 
Subbelratherstraße als auch das im Starkregen anfallende Wasser aufnehmen und im RRB 
zwischenspeichern. Ein vorhandenes Pumpwerk, dass im Rahmen der Hochwasserereignisse 
im Juli 2021 Schaden genommen hat und seitdem provisorisch betrieben wird, soll ertüchtigt 
und modernisiert werden. Gegebenenfalls kann das Ergebnis der Planung ein Neubau des 
Pumpwerks sein. Gegenstand dieser Ausschreibung sind die für die Umsetzung des 
Vorhabens erforderlichen Planungsleistungen. Die Planung ist ausgesprochen eilbedürftig: Die 
Stadt Köln plant die Vergabe der Planungs- und Bauleistungen für den angrenzenden 
Schulneubau im Frühjahr 2024 an einen Totalunternehmer. Auf Grundlage einer bis 
spätestens Mitte April zu entwickelnden Entwurfsplanung für das Regenrückhaltebecken und 
das Pumpwerk soll seitens der StEB Köln und der Stadt Köln die Entscheidung getroffen 
werden, ob der im Rahmen des Vergabeverfahrens über den Schulneubau zu findende 
Unternehmer die bauliche Realisierung des Regenrückhaltebecken übernimmt oder, ob dieses 
im Auftrag der StEB Köln unabhängig und neben dem Schulneubau realisiert wird. Mit 
Rücksicht auf den Schulneubau muss das Regenrückhaltebecken sowie das Pumpwerk, 
dessen Betrieb während der Bauphase aufrechtzuerhalten ist, bis Ende 2026 realisiert sein. 
Die Ausschreibung erfolgt in 2 Losen: Los 1: Leistungen der Objektplanung für 
Ingenieurbauwerke und Leistungen der Tragwerksplanung Los 2: Leistung der technischen 
Ausrüstung
Kennung des Verfahrens: 6f981121-2013-43b3-a820-76acb4c1737b
Interne Kennung: 2023000253

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/730935-2023
mailto:vergabestelle@steb-koeln.de
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Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit vorheriger Veröffentlichung eines Aufrufs zum 
Wettbewerb/Verhandlungsverfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: ja
Begründung des beschleunigten Verfahrens: Die Planung ist ausgesprochen eilbedürftig: Die 
Stadt Köln plant die Vergabe der Planungs- und Bauleistungen für den angrenzenden 
Schulneubau im Frühjahr 2024 an einen Totalunternehmer. Auf Grundlage einer bis 
spätestens Mitte April zu entwickelnden Entwurfsplanung für das Regenrückhaltebecken und 
das Pumpwerk soll seitens der StEB Köln und der Stadt Köln die Entscheidung getroffen 
werden, ob der im Rahmen des Vergabeverfahrens über den Schulneubau zu findende 
Unternehmer die bauliche Realisierung des Regenrückhaltebecken übernimmt oder, ob dieses 
im Auftrag der StEB Köln unabhängig und neben dem Schulneubau realisiert wird. Mit 
Rücksicht auf den Schulneubau muss das Regenrückhaltebecken sowie das Pumpwerk, 
dessen Betrieb während der Bauphase aufrechtzuerhalten ist, bis Ende 2026 realisiert sein.
Zentrale Elemente des Verfahrens: In der ersten Phase – Teilnahmewettbewerb – wird die 
Eignung der Bieter geprüft. 3-5 geeignete Bieter werden zur Angebotsabgabe aufgefordert. 
Die Angebote sollen in einer oder mehreren Runden verhandelt werden. Der Zuschlag auf das 
Erstangebot bleibt vorbehalten.

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros

2.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Köln
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: Macht der Bewerber von einem registrierungsfreien Zugang 
Gebrauch, ohne seine Kontaktdaten zu registrieren, ist er verpflichtet, bis zum Termin für den 
Eingang der Teilnahmeanträge zu kontrollieren, ob die vergebende Stelle eine Änderung der 
Vergabeunterlagen, eventuelle Bieterbriefe oder Terminverschiebungen auf der mitgeteilten 
Internetseite bekannt gemacht hat. Weitere zusätzliche Informationen: 1. Die 
Teilnahmeanträge sind mit den geforderten Erklärungen und Nachweisen innerhalb der 
Teilnahmefrist elektronisch – nur über das Bietertool der Vergabeplattform einzureichen. 
Hierzu kann das veröffentlichte vorbereitete Teilnahmeformular genutzt werden. Maßgeblich 
bleibt jedoch der Inhalt der Bekanntmachung. 2. Das Vergabeverfahren wird elektronisch über 
die Vergabeplattform geführt. Das bieterindividuelle Postfach auf der Vergabeplattform fungiert 
als "elektronischer Briefkasten" der Bieter und ist für den Zugang von Erklärungen, 
Nachforderungen pp. im Vergabeverfahren maßgeblich und verbindlich. 3. Der Versand der 
Einladungen zum Verhandlungsgespräch, der Informationsschreiben gemäß § 134 GWB und 
sonstiger Schriftverkehr, wie z.B. Nachforderungen, erfolgt ebenso über das Bieterpostfach 
der Vergabeplattform. 4. Im Falle der Bewerbung einer Arbeits-/Bietergemeinschaft erfolgt die 
Korrespondenz ausschließlich über den bevollmächtigten Partner der Arbeits-
/Bietergemeinschaft.
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.5.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
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Höchstzahl der Lose, für die ein Bieter Angebote einreichen kann: 2
Auftragsbedingungen: 
Höchstzahl der Lose, für die Aufträge an einen Bieter vergeben werden können: 2

2.1.6.  Ausschlussgründe
Korruption: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des 
Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 
123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. 
Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 
8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug 
gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 
5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag eine entsprechende 
Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem 
Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Betrugsbekämpfung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten 
des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach 
§§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er 
seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft 
ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates 
vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit 
Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen 
zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag eine entsprechende 
Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem 
Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung 
des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
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Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies 
auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische 
Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen 
von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 
bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
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Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung 
des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Konkurs: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des 
Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 
123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. 
Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 
8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug 
gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 
5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag eine entsprechende 
Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem 
Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: 1. Erklärung des 
Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber 
zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
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Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: 1. Erklärung 
des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem 
Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies 
auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische 
Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen 
von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 
bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: 1. Erklärung des Bewerbers, dass 
durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender 
Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. 
Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
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seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies 
auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische 
Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen 
von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 
bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Rein innerstaatliche Ausschlussgründe: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass 
durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender 
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Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. 
Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen über dieses Verfahren erhalten.: 
1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies 
auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische 
Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen 
von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 
bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung 
des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
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von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung 
des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung 
des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
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Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Entrichtung von Steuern: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das 
Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
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einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies 
auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische 
Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen 
von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 
bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: 1. Erklärung 
des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem 
Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies 
auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische 
Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen 
von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 
bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Zahlungsunfähigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten 
des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine Ausschlussgründe nach 
§§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er 
seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft 
ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates 
vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit 
Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen 
zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag eine entsprechende 
Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem 
Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 



730935-2023 Page 12/23

Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben.

5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: Planungsleistungen für den Neubau eines RRB
Beschreibung: Hinsichtlich der Errichtung des Regenrückhaltebecken sind verschiedene 
Varianten denkbar, deren Umsetzung im Zusammenhang mit der Planung eines städtischen 
Schulbauvorhabens zu planen ist. Aus Sicht der StEB ist eine bauliche Umsetzung des 
unterirdischen Regenrückhaltebecken auf dem Grundstück mit der Flurbezeichnung 647, 
66526 oder im Begleitgrünstreifen der Subbelratherstraße denkbar, wobei dies als am 
problematischsten erscheint. Die möglichen Varianten sind in Rahmen der Vorplanung näher 
zu untersuchen. Das Speichervolumen soll dabei mindestens 500 m³ betragen. Im Zuge der 
Variantenuntersuchung muss ein vom AN aufzustellendes Wartungs- und Reinigungskonzept 
mitbetrachtet werden. Ein Zugang für Wartungs- und Reinigungsarbeiten zum RRB muss 
zukünftig gewährleistet bleiben. Zur Leistung gehört auch die Planung der Kanäle,
Oberflächenableitung, Zulaufgerinne, Freispiegelkanal sowie der Ablauf in den Pumpensumpf. 
Die voraussichtlichen anrechenbaren Kosten (KG 300) ergeben sich wie folgt: RRB 1.200.000,
- € Rinne und Kanal 430.000,- € Summe: 1.630.000,-€ Das Los 1 umfasst die Leistungen der 
Objektplanung für Ingenieurbauwerke und Leistungen der Tragwerksplanung.
Interne Kennung: 2023000253 - Los 1

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71320000 Planungsleistungen im Bauwesen, 71328000 
Dienstleistungen für die Prüfung der Tragwerksplanung

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Köln
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 03/01/2024
Enddatum der Laufzeit: 01/06/2027

5.1.4.  Verlängerung
Weitere Informationen zur Verlängerung: Eine stufenweise Beauftragung ist vorgesehen. Es 
sollen zunächst die Leistungsphasen 1-3, Objektplanungsleistungen Ingenieurbauwerk, § 42 
HOAI, einschließlich einer Leistungsbeschreibung im Leistungsprogramm (funktionale 
Leistungsbeschreibung) sowie LP 1-3, Leistungen der Tragwerksplanung, § 52 HOAI 
einschließlich einer vorgezogenen Berechnung der wesentlichen tragenden Teile und der 
vorgezogenen Stahl-Mengenermittlung des Tragwerks und sodann die LP 5-8 
(Ingenieurbauwerk) bzw. 5-6 (Tragwerksplanung) beauftragt werden.

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für den Teilnahmeantrag
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Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: nein

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Bezeichnung: Befähigung zur Berufsausübung einschließlich Auflagen hinsichtlich der 
Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregister
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben. Die 
Auftragsausführung ist einem besonderen Berufsstand vorbehalten: Zugelassen ist, wer 
berechtigt ist, die Berufsbezeichnung Architekt oder Ingenieur zu führen oder nach den EU-
Richtlinien berechtigt ist, in der Bundesrepublik Deutschland als Architekt oder Ingenieur tätig 
zu werden. Juristische Personen sind als Auftragnehmer zugelassen, wenn sie für die 
Durchführung der Aufgabe einen entsprechenden Architekten oder Ingenieur benennen.

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Tabellarische Liste, in der die zur 
Leistungserbringung vorgesehenen Personen namentlich und unter Angabe der jeweiligen 
Befähigung zur Berufsausübung, die auf Verlangen durch Vorlage von 
Berufszulassungsurkunden bzw. Studiennachweisen oder sonstigen vergleichbaren Belegen 
nachzuweisen ist, und unter Angabe der Berufserfahrung in Jahren genannt werden (§ 122 
Abs. 2 Nr. 1 GWB). 2. Erläuterung zur Anzahl der Beschäftigten und deren Ausbildung 
innerhalb der letzten 3 Jahre (Führungspersonal, Ingenieure, Techniker etc.) (§ 122 Abs. 2 Nr. 
3 GWB). 3. Erläuterung der technischen Büroausstattung des Bewerbers mit Nennung und 
detaillierter Beschreibung der mindestens verwendeten Software für den Datenaustausch und 
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die Datensicherung. 4. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind 
die vorgenannten Auskünfte auf Verlangen der Vergabestelle auch von Dritten abzugeben. 
Mindestanforderungen: I. Mindestanforderung an die Größe des Büros und des Projektteams 
1. Der Bewerber muss mindestens hinsichtlich der Person des Planers (Ingenieurbau) sowie 
des Bauüberwachers (Ingenieurbau) über die Qualifikation eines abgeschlossenen Studiums 
des Bauingenieurwesens verfügen. 2. Hinsichtlich der Bürogröße muss der Bewerber neben 
den Personen des Planers und des Bauüberwachers über jeweils einen Vertreter mit 
mindestens vergleichbarer beruflicher Qualifikation verfügen. II. Mindestanforderung an die 
Erfahrung des Bewerbers Für das Los 1: Der Bewerber hat seine besondere Erfahrung mit der 
Planung von Ingenieurbauwerken im Regenwassermanagement durch mindestens eine 
Referenz nachzuweisen: Eine Referenz muss die Erbringung von Planungsleistungen für ein 
unterirdisches Kanalbauwerk (Becken oder Schacht) in vergleichbarer Größenordnung und 
Schwierigkeitsgrad nachweisen. Die Baukosten der KG 300 i.S.d. DIN 276 müssen jeweils 
mindestens 1 Mio. € netto betragen haben. Es müssen jeweils mindestens die 
Planungsleistungen nach den LP 2-8 des § 42 HOAI (Ingenieurbauwerk) sowie LP 2-6 des § 
52 HOAI (Tragwerksplanung) erbracht worden sein. Die Fertigstellung muss nach dem 
01.01.2017 gelegen haben. Die Vergabe der Bauleistungen muss nach der VOB/A bzw. VOB
/A- EU erfolgt sein. Für die Lose 1 und 2: Hinsichtlich aller Referenzen ist darzustellen, 
inwieweit die im Rahmen der Referenzobjekte erbrachten Leistungen von den zur 
Leistungserbringung vorgesehenen Personen erbracht worden sind. Zu allen Referenzen hat 
der Bewerber den Namen, die Anschrift und die Kontaktdaten des Referenzgebers mitzuteilen. 
Für die Referenzangaben kann die vorbereitete Liste (siehe Referenzbogen) genutzt werden. 
Maßgeblich bleibt der Inhalt der Bekanntmachung. Die angeforderten Auskünfte sind in 
Textform einzureichen.

Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers 
und seines Umsatzes für Planungsleistungen, die mit den ausgeschriebenen 
Planungsleistungen vergleichbar sind, in den letzten 3 Geschäftsjahren (§ 122 Abs. 2 Nr. 2 
GWB). 2. Erklärung, ob und hinsichtlich welcher Leistungen sich der Bewerber der 
Kapazitäten anderer Unternehmer bedient und ihm die dann erforderlichen Mittel zur 
Verfügung stehen 3. Angaben des Teils des Auftrages, den der Bewerber unter Umständen an 
Dritte vergeben will. 4. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen der Vergabestelle 
auch von Dritten abzugeben. Mindestanforderung Der Bewerber muss über eine 
Berufshaftpflichtversicherung verfügen, deren Deckungssumme für Personenschäden 
mindestens 1,5 Millionen EUR und zusätzlich für sonstige Sach- und Vermögensschäden 
mindestens 1,5 Millionen EUR beträgt. Dies ist durch eine Bescheinigung der Versicherung 
nachzuweisen. Ausreichend ist eine Bescheinigung, dass die Versicherungssumme im 
Auftragsfall zur Verfügung steht. Die geforderten Nachweise sind in Textform einzureichen.

Kriterium: 
Art: Sonstiges
Bezeichnung: Objektive Kriterien zur Beschränkung der Zahl der Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe bzw. Teilnahme aufgefordert werden
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Beschreibung des Eignungskriteriums: Los 1: 1. Erfahrung des Bewerbers mit der Erbringung 
von Planungs- und Bauüberwachungsleistungen für Ingenieurbauwerke 
(Regenwassermanagement), die die Mindestanforderungen an Referenzen gemäß Ziffer III.
1.3) der Bekanntmachung erfüllen (50 %). 2. Berufserfahrung der zur Leistungserbringung 
vorgesehenen Personen in Jahren (Projektleitung und stellvertretende Projektleitung) (25%); 
3. Gesammelte Berufserfahrung der zur Leistungserbringung vorgesehenen Personen anhand 
der eingereichten Referenzen, die die Mindestanforderungen erfüllen (25%); Bei 
gleichqualifizierten Bewerbern entscheidet hinsichtlich der Teilnehmerauswahl das Los. Es ist 
möglich, ein Mehr an Eignung durch weitere Referenzen nachzuweisen.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 100,00
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 3
Höchstzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 5
Der Erwerber behält sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der ursprünglichen Angebote 
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Preis
Bezeichnung: Preis der Leistung
Beschreibung: Preis der Leistung
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 30
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe und der 
termingerechten möglichst zügigen Realisierung des Projektes
Beschreibung: systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe und der 
termingerechten möglichst zügigen Realisierung des Projektes
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 25
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: Qualitätsmanagement im Rahmen des Planungsprozesses und der Umsetzung 
der Planung im Zuge der Ausschreibung und während der Bauphase
Beschreibung: Qualitätsmanagement im Rahmen des Planungsprozesses und der Umsetzung 
der Planung im Zuge der Ausschreibung und während der Bauphase
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 20
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: Örtliche Präsenz und Organisation in der Phase der Bauüberwachung
Beschreibung: Örtliche Präsenz und Organisation in der Phase der Bauüberwachung
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 20
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: Akzeptanz des Vertrages
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Beschreibung: Akzeptanz des Vertrages
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 5

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.subreport.de/E16766264
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
Name: Bieterkommunikation auf der E-Vergabeplattform
URL: https://www.subreport-elvis.de

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Verfahrensbedingungen: 
Voraussichtliches Datum der Absendung der Aufforderungen zur Angebotseinreichung: 05/01
/2024
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.subreport.de/E16766264
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 18/12/2023 10:00:00 (UTC+01:00) 
Mitteleuropäische Zeit, Westeuropäische Sommerzeit
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende, unvollständige oder 
fehlerhafte Unterlagen nachzufordern, soweit dies rechtlich zulässig ist, insbesondere im 
Sinne des § 56 VgV.
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: ja
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland - Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
Informationen über die Überprüfungsfristen: Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung 
von Rechtsbehelfen: Für die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten die Fristenregelungen des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Siehe § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GWB: 
Erhebt ein Bieter eine Rüge gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1 - 3 GWB und erhält er daraufhin eine 
Mitteilung der StEB Köln, dass seiner Rüge nicht abgeholfen wird, so kann der betroffene 

https://www.subreport.de/E16766264
https://www.subreport-elvis.de
https://www.subreport.de/E16766264
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Bieter binnen 15 Tagen nach Eingang der Mitteilung einen Nachprüfungsantrag bei der 
Vergabekammer Rheinland stellen. Siehe § 160 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 135 Abs. 2 GWB: Will ein 
Bieter die Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Abs. 1 Nr. 2 GWB im 
Wege eines Nachprüfungsverfahrens beantragen, gilt folgendes: Die Unwirksamkeit kann nur 
festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach 
der Information der betroffenen Bieter und Bewerber durch die StEB Köln über den Abschluss 
des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht 
worden ist. Haben die StEB Köln die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union 
bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage 
nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der 
Europäischen Union.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Rheinland - Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
TED eSender: Beschaffungsamt des BMI

5.1.  Los: LOT-0002
Titel: Planungsleistungen für die Ertüchtigung eines Pumpwerks
Beschreibung: Hinsichtlich des Pumpwerks ist eine Vergrößerung der Pumpleistung von 
derzeit 2 × 35 l auf 3 x 50 l angestrebt, wobei die dritte Pumpe als Redundanz dient. Die 
Pumpen sind zu erneuern. Es ist im Rahmen der Planung zu untersuchen, inwieweit die 
elektrotechnische Ausstattung erhalten bleiben kann oder zu erneuern ist. Die Notwendigkeit 
der Erneuerung des stationären Netzersatzaggregats ist zu untersuchen, die vorhandene NEA 
ist sanierungsbedürftig. Das Pumpwerk ist mit einer druckwasserdichten Tür auszustatten um 
bei Starkregen eindringendes Wasser zu verhindern. Aus baulicher Sicht sind eine korrodierte 
Gitterrostbühne und Böden zu erneuern. Aus Sicht der StEB ist der Erhalt der baulichen 
Anlage des Pumpwerks wünschenswert, wobei die Notwendigkeit eines Neubaus nicht 
auszuschließen ist. Die möglichen Varianten sind im Rahmen der Vorplanung näher zu 
untersuchen. Die im Bauwerk befindliche, im Jahr 2023 erneuerte, Nutriox-Dosierstation ist zu 
erhalten, oder in den Neubau zu übernehmen, wenn dies die wirtschaftlichste Variante 
darstellt. Die voraussichtlichen anrechenbaren Kosten des Pumpwerks ergeben sich wie folgt: 
KG 400 600.000 Euro Die Kosten berücksichtigen bereits ein neues NEA und eine 
druckwasserdichte Tür. Das Los 2 umfasst die Leistung der technischen Ausrüstung.
Interne Kennung: 2023000253 - Los 2

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71356400 Technische Planungsleistungen, 71323100 Planung 
von Stromversorgungssystemen

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Köln
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 03/01/2024
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Enddatum der Laufzeit: 01/06/2027

5.1.4.  Verlängerung
Weitere Informationen zur Verlängerung: Eine stufenweise Beauftragung ist vorgesehen. Es 
sollen zunächst die Leistungsphasen 1-2, der technischen Ausrüstung für die 
Maschinentechnik und Elektrotechnik, § 55 HOAI, einschließlich einer Bestandsaufnahme und 
einer Betriebskosten Wirtschaftlichkeitsberechnung der Varianten Ertüchtigung des 
vorhandenen Pumpwerks und des Neubaus und sodann die LP 3, 5-9 beauftragt werden. Mit 
zu berücksichtigen sind die betrieblichen Zwänge aus dem Neubau des Pumpwerks und die 
baubetrieblichen Zwänge aus dem Schulneubau. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung umfasst 
eine Betrachtung der Kosten des Neubaus des Betriebsgebäudes und der temporären 
Provisorien.

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für den Teilnahmeantrag
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: nein

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Bezeichnung: Befähigung zur Berufsausübung einschließlich Auflagen hinsichtlich der 
Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregister
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, inwieweit er mit den 
weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag zu erklären, dass dies auch nicht auf 
die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag 
eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind 
mit dem Teilnahmeantrag zu erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft 
angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter 
bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten abzugeben. Die 
Auftragsausführung ist einem besonderen Berufsstand vorbehalten: Zugelassen ist, wer 



730935-2023 Page 19/23

berechtigt ist, die Berufsbezeichnung Architekt oder Ingenieur zu führen oder nach den EU-
Richtlinien berechtigt ist, in der Bundesrepublik Deutschland als Architekt oder Ingenieur tätig 
zu werden. Juristische Personen sind als Auftragnehmer zugelassen, wenn sie für die 
Durchführung der Aufgabe einen entsprechenden Architekten oder Ingenieur benennen.

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Tabellarische Liste, in der die zur 
Leistungserbringung vorgesehenen Personen namentlich und unter Angabe der jeweiligen 
Befähigung zur Berufsausübung, die auf Verlangen durch Vorlage von 
Berufszulassungsurkunden bzw. Studiennachweisen oder sonstigen vergleichbaren Belegen 
nachzuweisen ist, und unter Angabe der Berufserfahrung in Jahren genannt werden (§ 122 
Abs. 2 Nr. 1 GWB). 2. Erläuterung zur Anzahl der Beschäftigten und deren Ausbildung 
innerhalb der letzten 3 Jahre (Führungspersonal, Ingenieure, Techniker etc.) (§ 122 Abs. 2 Nr. 
3 GWB). 3. Erläuterung der technischen Büroausstattung des Bewerbers mit Nennung und 
detaillierter Beschreibung der mindestens verwendeten Software für den Datenaustausch und 
die Datensicherung. 4. Will sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind 
die vorgenannten Auskünfte auf Verlangen der Vergabestelle auch von Dritten abzugeben. 
Mindestanforderungen: I. Mindestanforderung an die Größe des Büros und des Projektteams 
1. Der Bewerber muss mindestens hinsichtlich der Person des Planers (Ingenieurbau) sowie 
des Bauüberwachers (Ingenieurbau) über die Qualifikation eines abgeschlossenen Studiums 
des Bauingenieurwesens verfügen. 2. Hinsichtlich der Bürogröße muss der Bewerber neben 
den Personen des Planers und des Bauüberwachers über jeweils einen Vertreter mit 
mindestens vergleichbarer beruflicher Qualifikation verfügen. II. Mindestanforderung an die 
Erfahrung des Bewerbers Für das Los 2: Der Bewerber hat seine besondere Erfahrung mit der 
Planung von Pumpwerken durch mindestens eine Referenz nachzuweisen: Eine Referenz 
muss die Erbringung von Planungsleistungen für ein Pumpwerk (trockenaufgestellte 
Tauchmotorpumpen inkl. Redundanz) mit einer Förderleistung von mind. 40 l/s nachweisen. 
Die Baukosten der KG 300 i.S.d. DIN 276 müssen jeweils mindestens 0,5 Mio. € netto 
betragen haben. Es müssen jeweils mindestens die Planungsleistungen nach den LP 3 und 5-
8 des § 42 HOAI (Ingenieurbauwerk) sowie LP 2-8 der § 55 HOAI (TGA) erbracht worden 
sein. Die Fertigstellung muss nach dem 01.01.2017 gelegen haben. Die Vergabe der 
Bauleistungen muss nach der VOB/A bzw. VOB/A- EU erfolgt sein. Für die Lose 1 und 2: 
Hinsichtlich aller Referenzen ist darzustellen, inwieweit die im Rahmen der Referenzobjekte 
erbrachten Leistungen von den zur Leistungserbringung vorgesehenen Personen erbracht 
worden sind. Zu allen Referenzen hat der Bewerber den Namen, die Anschrift und die 
Kontaktdaten des Referenzgebers mitzuteilen. Für die Referenzangaben kann die vorbereitete 
Liste (siehe Referenzbogen) genutzt werden. Maßgeblich bleibt der Inhalt der 
Bekanntmachung. Die angeforderten Auskünfte sind in Textform einzureichen.

Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers 
und seines Umsatzes für Planungsleistungen, die mit den ausgeschriebenen 
Planungsleistungen vergleichbar sind, in den letzten 3 Geschäftsjahren (§ 122 Abs. 2 Nr. 2 
GWB). 2. Erklärung, ob und hinsichtlich welcher Leistungen sich der Bewerber der 
Kapazitäten anderer Unternehmer bedient und ihm die dann erforderlichen Mittel zur 
Verfügung stehen 3. Angaben des Teils des Auftrages, den der Bewerber unter Umständen an 
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Dritte vergeben will. 4. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen der Vergabestelle 
auch von Dritten abzugeben. Mindestanforderung Der Bewerber muss über eine 
Berufshaftpflichtversicherung verfügen, deren Deckungs-summe für Personenschäden 
mindestens 1,5 Millionen EUR und zusätzlich für sonstige Sach- und Vermögensschäden 
mindestens 1,5 Millionen EUR beträgt. Dies ist durch eine Bescheinigung der Versicherung 
nachzuweisen. Ausreichend ist eine Bescheinigung, dass die Versicherungssumme im 
Auftragsfall zur Verfügung steht. Die geforderten Nachweise sind in Textform einzureichen.

Kriterium: 
Art: Sonstiges
Bezeichnung: Objektive Kriterien zur Beschränkung der Zahl der Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe bzw. Teilnahme aufgefordert werden
Beschreibung des Eignungskriteriums: Los 2: 1. Erfahrung des Bewerbers mit der Erbringung 
von Planungs- und Bauüberwachungsleistungen für Pumpwerke, die die 
Mindestanforderungen an Referenzen gemäß Ziffer III.1.3) der Bekanntmachung erfüllen (50 
%). 2. Berufserfahrung der zur Leistungserbringung vorgesehenen Personen in Jahren 
(Projektleitung und stellvertretende Projektleitung) (25%); 3. Gesammelte Berufserfahrung der 
zur Leistungserbringung vorgesehenen Personen anhand der eingereichten Referenzen, die 
die Mindestanforderungen erfüllen (25%); Bei gleichqualifizierten Bewerbern entscheidet 
hinsichtlich der Teilnehmerauswahl das Los. Es ist möglich, ein Mehr an Eignung durch 
weitere Referenzen nachzuweisen.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 100,00
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 3
Höchstzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 5
Der Erwerber behält sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der ursprünglichen Angebote 
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Preis
Bezeichnung: Preis der Leistung
Beschreibung: Preis der Leistung
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 30
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe: Effektivität der 
Methoden zur Sicherstellung der Betriebssicherheit in der Umbauphase und der 
termingerechten möglichst zügigen Realisierung des Projektes
Beschreibung: systematische Herangehensweise an die Planungsaufgabe: Effektivität der 
Methoden zur Sicherstellung der Betriebssicherheit in der Umbauphase und der 
termingerechten möglichst zügigen Realisierung des Projektes
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 25
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Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: Qualitätsmanagement im Rahmen des Planungsprozesses und der Umsetzung 
der Planung im Zuge der Ausschreibung und während der Bauphase
Beschreibung: Qualitätsmanagement im Rahmen des Planungsprozesses und der Umsetzung 
der Planung im Zuge der Ausschreibung und während der Bauphase
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 20
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: Örtliche Präsenz und Organisation in der Phase der Bauüberwachung
Beschreibung: Örtliche Präsenz und Organisation in der Phase der Bauüberwachung
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 20
Kriterium: 
Art: Qualität
Bezeichnung: Akzeptanz des Vertrages
Beschreibung: Akzeptanz des Vertrages
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 5

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.subreport.de/E16766264
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
Name: Bieterkommunikation auf der E-Vergabeplattform
URL: https://www.subreport-elvis.de

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Verfahrensbedingungen: 
Voraussichtliches Datum der Absendung der Aufforderungen zur Angebotseinreichung: 05/01
/2024
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.subreport.de/E16766264
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 18/12/2023 10:00:00 (UTC+01:00) 
Mitteleuropäische Zeit, Westeuropäische Sommerzeit
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende, unvollständige oder 
fehlerhafte Unterlagen nachzufordern, soweit dies rechtlich zulässig ist, insbesondere im 
Sinne des § 56 VgV .
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein

https://www.subreport.de/E16766264
https://www.subreport-elvis.de
https://www.subreport.de/E16766264
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Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: ja
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland - Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
Informationen über die Überprüfungsfristen: Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung 
von Rechtsbehelfen: Für die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten die Fristenregelungen des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Siehe § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GWB: 
Erhebt ein Bieter eine Rüge gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1 - 3 GWB und erhält er daraufhin eine 
Mitteilung der StEB Köln, dass seiner Rüge nicht abgeholfen wird, so kann der betroffene 
Bieter binnen 15 Tagen nach Eingang der Mitteilung einen Nachprüfungsantrag bei der 
Vergabekammer Rheinland stellen. Siehe § 160 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 135 Abs. 2 GWB: Will ein 
Bieter die Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Abs. 1 Nr. 2 GWB im 
Wege eines Nachprüfungsverfahrens beantragen, gilt folgendes: Die Unwirksamkeit kann nur 
festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach 
der Information der betroffenen Bieter und Bewerber durch die StEB Köln über den Abschluss 
des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht 
worden ist. Haben die StEB Köln die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union 
bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage 
nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der 
Europäischen Union.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Rheinland - Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
TED eSender: Beschaffungsamt des BMI

8. Organisationen

8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Beschaffungsamt des BMI
Registrierungsnummer: 994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

mailto:esender_hub@bescha.bund.de
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8.1.
 
ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Registrierungsnummer: DE224970939
Abteilung: R-Submission
Postanschrift: Ostmerheimer Straße 555
Stadt: Köln
Postleitzahl: 51109
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Kontaktperson: R-Submission
E-Mail: vergabestelle@steb-koeln.de
Telefon: +49221221-22955
Fax: +492212216622955
Internetadresse: http://www.steb-koeln.de/
Profil des Erwerbers: https://www.subreport.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Rheinland - Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Registrierungsnummer: 05315-03002-81
Postanschrift: Zeughausstraße 2-10
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50667
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
Telefon: +49 221147-3045
Fax: +49 221147-2889
Internetadresse: https://www.bezreg-koeln.nrw.de/themen/wirtschaft/vergabekammer-rheinland
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 75f9cc62-b07e-4af7-818a-8077ff1912cd  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 30/11/2023 00:00:00 (UTC+01:00) 
Mitteleuropäische Zeit, Westeuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 730935-2023
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 232/2023
Datum der Veröffentlichung: 01/12/2023

mailto:vergabestelle@steb-koeln.de
http://www.steb-koeln.de/
https://www.subreport.de
mailto:VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/themen/wirtschaft/vergabekammer-rheinland
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